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Eingang GDWS, 53121 Bonn: 

Generaldirektion Wasserstraßen- 
und Schifffahrt 
E-Mail: dez-s13@wsv.bund.de
Telefon:  +49 (0) 228 7090 4252

Am Propsthof 51
53121 Bonn

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung gemäß der "Richtlinie zur Förderung der Aus- 
und Weiterbildung in der Binnenschifffahrt" vom 12. Juli 2022 (Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr, BAnz AT 22.07.2022 B4).

für die 36-monatige Ausbildung zur Binnenschifferin / zum Binnenschiffer (Nr. 3.1 der Richtlinie)

für die 42-monatige Ausbildung zur Binnenschifffahrtskapitänin / zum Binnenschifffahrtskapitän 
(Nr. 3.2 der Richtlinie)

für die Weitergewährung einer Zuwendung (Nr. 4.3 der Richtlinie)

Gleichzeitig beantrage ich die Zulassung des vorzeitigen Vorhabenbeginns, um einen Ausbildungsver-
trag mit der/dem unten benannten Auszubildenden, abzuschließen.
Ich bestätige hiermit, mit dem Vorhaben noch nicht begonnen zu haben. Der Ausbildungsvertrag wurde 
nicht vor Bewilligungszusage der GDWS geschlossen.

1. Antragstellerin / Antragsteller:

Name oder Firma: 
Straße und Hausnummer: 
Postleitzahl und Ort:
Telefon:
E-Mail:
Bankverbindung:
Kontoinhaberin / Kontoinhaber:
IBAN:
Name des Geldinstituts:

Vorname/n: 
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2. Auszubildende /Auszubildender:

Name: 
Geburtsdatum: 
Straße und Hausnummer:
Postleitzahl und Ort:
Ausbildungszeit vom: bis zum: 

3. Erhöhte Förderung

Sie erhalten einen höheren Fördersatz von 60 % oder 70 %, wenn Ihr Unternehmen als kleines oder 
mittleres Unternehmen eingestuft werden kann. Zurzeit gilt die Empfehlung der EU-Kommission vom 
06.05.2003 (Amtsblatt EU L 124/36 vom 20.05.2003).

Die Bescheinigung des Steuerberaters, die eine Feststellung über die Eigenschaft als 
kleines oder mittleres Unternehmen mit Angaben zur Beschäftigten und dem Jahres- 
umsatz bzw. der Jahresbilanzsumme trifft, ist beigefügt.

4. Vorsteuerabzug

Ich bin zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG wie folgt berechtigt: 

allgemein berechtigt 

nur für das Vorhaben berechtigt 

nicht berechtigt 

5. Förderung der Maßnahme mit anderen öffentlichen Mitteln:

Für die beantragte Maßnahme wurde und wird keine weitere Zuwendung von anderen öffent-
lichen Zuwendungsgebern beantragt 

Für die beantragte Maßnahme wird eine weitere Zuwendung von anderen öffentlichen Zu-
wendungsgebern beantragt (Name und Anschrift des Zuwendungsgebers, beantragte 
Fördersumme, bitte Kopie des Bewilligungsbescheids beifügen) 

Für die beantragte Maßnahme wurde bereits eine weitere Zuwendung von anderen 
öffentlichen Zuwendungsgebern beantragt (Name und Anschrift des Zuwendungsgebers, 
beantragte Fördersumme, bitte Kopie des Bewilligungsbescheids beifügen) 

Vorname/n: 
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6. Unterlagen zum Antrag

Folgende Unterlagen füge ich bei: 

• Einen Nachweis, dass der Ausbildungsbetrieb seinen Sitz im Geltungsbereich des
Grundgesetzes hat (aktueller Handelsregisterauszug oder amtliche Bestätigung für die An-
meldung und Ausübung eines Gewerbebetriebs in der Binnenschifffahrt oder - bei Ausbildungs-
vereinen aktueller Vereinsregisterauszug). Aus dem Nachweis muss ferner hervorgehen,
seit wann der Betrieb oder das Unternehmen oder der Ausbildungsverein besteht (erst-
malige Eintragung). (Aktuell: nicht älter als 6 Monate!)

• Eine Bestätigung des Steuerberaters über die Eigenschaft des antragstellenden Unter-
nehmens als kleines oder mittleres Unternehmen (KMU) gemäß Empfehlung der EU-
Kommission vom 06.05.2003 (Amtsblatt EU L 124/36 vom 20.05.2003).

Folgende Unterlagen reiche ich nach: 

• den von beiden Seiten (Ausbildungsbetrieb und Auszubildende/r) unterschriebenen
Ausbildungsvertrag mit Datum des Vertragsabschlusses

• Die Eintragungsnachricht der zuständigen Industrie- und Handelskammer über das Zu-
standekommen des Ausbildungsvertrages

• den verbindlichen Finanzierungsplan (Anlage unter www.elwis.de)

Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht (Nr. 2.1 der Richtlinie). 

Ich versichere, dass mir die Tatsachen nach Nr. 3.4.1 bis 3.4.3 der VV-BHO zu § 44 somit als 
subventionserheblich bekannt sind, ebenso die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach 
§ 264 StGB.

Ferner ist mir bekannt, dass ich nach § 3 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 BGBl. 
I 1976 S. 2034 bis 2037) verpflichtet bin, unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Be-
willigung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subven-
tion oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung erheblich 
sind. 

Die Informationen zur Datenverarbeitung nach Artikel 13 und 14 EU-Datenschutz-
Grundverordnung wurden mir zur Verfügung gestellt. 

Ich erkläre, dass ich nachstehende Vorschriften zur Kenntnis genommen habe: 

Datum Unterschrift Antragstellerin / Antragsteller 
(Vor- und Zuname) 
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Informationen für Ihre Unterlagen - Rücksendung an die GDWS nicht erforderlich ! 

Subventionserhebliche Tatsachen 

Die Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das 
Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind, sind nach VV-BHO zu § 44 Nr. 3.4.1 als subven-
tionserheblich zu bezeichnen. Zu den Tatsachen nach Nr. 3.4.1 gehören insbesondere die in den 
Nr. 3.4.2.1 bis 3.4.2.4 und 3.4.3 der VV-BHO zu § 44 aufgeführten Merkmale. 

Auszug VV-BHO zu § 44: 

3.4 Bei einer Zuwendung an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil der Förde-
rung der Wirtschaft dienen soll, gilt zusätzlich Folgendes: 

3.4.1 Dem Antragsteller sind im Antragsvordruck oder in anderer Weise im Zusammenhang mit 
dem Antrag die Tatsachen als subventionserheblich im Sinne des § 264 StGB zu be-
zeichnen (§ 2 Abs. 1 Subventionsgesetz - SubvG -), die nach 

3.4.1.1 dem Zuwendungszweck, 

3.4.1.2 Rechtsvorschriften, 

3.4.1.3 diesen Verwaltungsvorschriften und den Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbe-
scheid (Nr. 5), 

3.4.1.4 besonderen Verwaltungsvorschriften, Richtlinien oder sonstigen Zuwendungsvorausset-
zungen für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Be-
lassen der Zuwendung von Bedeutung sind. Der Antragsteller ist auf die Strafbarkeit des 
Subventionsbetrugs nach § 264 StGB hinzuweisen. 

3.4.2 Zu den Tatsachen nach Nr. 3.4.1 gehören insbesondere solche, 

3.4.2.1 die zur Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Zuwendung von Bedeu-
tung sind, 

3.4.2.2 die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vermögensübersichten 
oder Gutachten, des Finanzierungsplans, des Haushalts oder Wirtschaftsplans, etwaiger 
Übersichten und Überleitungsrechnungen oder sonstiger nach Nrn. 3.1 und 3.2 dem An-
trag beizufügender Unterlagen sind. 

3.4.2.3 von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere §§ 48, 49, 49a VwVfG) oder 
anderen Rechtsvorschriften die Erstattung der Zuwendung abhängig ist, 

3.4.2.4 die sich auf die Art und Weise der Verwendung eines aus der Zuwendung beschafften 
Gegenstandes beziehen (§ 3 Abs. 2 SubvG). 

3.4.3 Subventionserhebliche Tatsachen sind ferner solche, die durch Scheingeschäfte oder 
Scheinhandlungen verdeckt werden, sowie Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter 
Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit einer beantragten Zu-
wendung (§ 4 SubvG). 
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§ 264
Subventionsbetrug 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer anderen in das
Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Subventionsgeber) über sub-
ventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen unrichtige oder unvollständige
Angaben macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind,

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechtsvorschriften
oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entge-
gen der Verwendungs-beschränkung verwendet,

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventionsvergabe
über subventions-erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt oder

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige Angaben erlang-
te Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche
Tatsachen gebraucht.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jah-
ren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter

1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege
für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subvention großen Ausmaßes er-
langt,

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder
3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stellung miss-

braucht.

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend.

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(5) Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass auf Grund der Tat
die Subvention gewährt wird. Wird die Subvention ohne Zutun des Täters nicht gewährt, so wird
er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu ver-
hindern.

(6) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat nach den Absät-
zen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit,
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 2). Gegenstände, auf die
sich die Tat bezieht, können eingezogen werden; § 74a ist anzuwenden.

(7) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe oder
Unternehmen, die wenigstens zum Teil
a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und
b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll;

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften,
die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird.
Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das öffentliche Unterneh-
men.

http://dejure.org/gesetze/StGB/263.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/45.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/74a.html
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(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen,

1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber als subven-
tionserheblich bezeichnet sind oder

2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belas-
sen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich abhängig ist.

Auf die §§ 1 - 6 des SubvG wird besonders hingewiesen 

Auszug aus dem 
Gesetz gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen 

(Subventionsgesetz vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 2037)) 

§ 1
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit Absatz 2 nichts Anderes bestimmt, für Leistungen, die Subventionen
im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches sind.

§ 3
Offenbarungspflicht bei der Inanspruchnahme von Subventionen 

(1) Der Subventionsnehmer ist verpflichtet, dem Subventionsgeber unverzüglich alle Tatsachen
mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem
Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforde-
rung der Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind. Besonders bestehende
Pflichten zur Offenbarung bleiben unberührt.

(2) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch
den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwen-
dungsbeschränkung verwenden will, hat dies rechtzeitig vorher dem Subventionsgeber anzu-
zeigen.

§ 4
Scheingeschäfte, Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten 

(1) Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sind für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung
und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils un-
erheblich. Wird durch ein Scheingeschäft oder eine Scheinhandlung ein anderer Sachverhalt
verdeckt, so ist der verdeckte Sachverhalt für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung,
Weitergewährung oder das Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils maßge-
bend.

(2) Die Bewilligung oder Gewährung einer Subvention oder eines Subventionsvorteils ist ausge-
schlossen, wenn im Zusammenhang mit einer beantragten Subvention ein Rechtsgeschäft oder
eine Handlung unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten vorgenommen wird. Ein Miss-
brauch liegt vor, wenn jemand eine den gegebenen Tatsachen und Verhältnissen unangemes-
sene Gestaltungsmöglichkeit benutzt, um eine Subvention oder einen Subventionsvorteil für
sich oder einen anderen in Anspruch zu nehmen oder zu nutzen, obwohl dies dem Subventi-
onszweck widerspricht. Dies ist namentlich dann anzunehmen, wenn die förmlichen Vorausset-
zungen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils in einer dem Subventionszweck wi-
dersprechenden Weise künstlich geschaffen werden.
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§ 5
Herausgabe von Subventionsvorteilen 

(1) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch
den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwen-
dungsbeschränkung verwendet und dadurch einen Vorteil erlangt, hat diesen dem Subventi-
onsgeber herauszugeben.

(2) Für den Umfang der Herausgabe gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Auf den Wegfall der Be-
reicherung kann sich der Herausgabepflichtige nicht berufen, soweit er die Verwendungsbe-
schränkung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

(3) Besonders bestehende Verpflichtungen zur Herausgabe bleiben unberührt.

§ 6
Anzeige bei Verdacht eines Subventionsbetrugs 

Gerichte und Behörden von Bund, Ländern und kommunalen Trägern der öffentlichen Verwaltung 
haben Tatsachen, die sie dienstlich erfahren und die den Verdacht eines Subventionsbetrugs be-
gründen, den Strafverfolgungsbehörden mitzuteilen. 

Informationen zur Datenverarbeitung nach Artikel 13 und 14 EU-Datenschutz-
Grundverordnung 

Im Folgenden werden die Handelnden/Beschäftigten der Dienststelle -Wir- genannt. 

Seit dem 25.05.2018 gilt die EU-Datenschutz-Grundverordnung. Dadurch bleiben schon bisher gel-
tende wesentliche Datenschutzprinzipien wie „Zweckbindung“ (Verarbeitung personenbezogener 
Daten nur für bestimmte Zwecke), „Datensparsamkeit“ (nur die erforderlichen Daten sollen verarbei-
tet werden) und „Transparenz“ beibehalten, während Informationspflichten gemäß Art. 13 und Art. 
14 EU-Datenschutz-Grundverordnung zum Teil noch ausgeweitet werden. Das Nähere folgt aus den 
vorgenannten Vorschriften. 

I. Verarbeitungszwecke und Rechtsgrundlage(n) für die Verarbeitung

Personenbezogene Daten der Betroffenen verarbeiten wir nur, soweit dies zur Bearbeitung Ihres 
Antrages und zur Erfüllung der hiermit verbundenen Aufgaben erforderlich ist. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten, die für die Wahrnehmung einer 
Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgt, ist Art. 6 Abs. 1 lit e EU Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). 

II. Datenempfänger bzw. Kategorien von Datenempfängern:

Name und Adresse von Zuwendungsempfängern, beziehungsweise deren vertretungsberechtigten 
natürlichen Personen, die sich aus den Antragsunterlagen bzw. den Nachweisen gem. den Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung ergeben, werden der Zuwen-
dung der Zuwendungsdatenbank des Bundes (ZWDB) dem Zweck zur Verfügung gestellt, die Ver-
wendung der Zuwendung zu überwachen. 
Auch im Übrigen werden Ihre Daten nur zu den unter Ziffer I. genannten Zwecken und nur soweit 
erforderlich an Dritte übermittelt. 
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III. Grund für die Pflicht der betroffenen Personen zur Bereitstellung der Daten und der
Folgen einer pflichtwidrigen Nichtbereitstellung:

Nach den aufgrund von § 44 BHO erlassenen Verwaltungsvorschriften können wir Zuwendungen 
nur gewähren, wenn die Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weiterge-
währung oder das Belassen der Zuwendung, sowie die Überwachung der Verwendungsnachweis-
führung und -prüfung von Bedeutung sind, mitgeteilt werden. Hierzu gehören insbesondere auch 
personenbezogene Daten.  
Ohne die Mitteilung der erforderlichen Daten kann Ihr jeweiliges Anliegen nicht oder nur verzögert 
bearbeiten werden.  

IV. Dauer der Speicherung der Daten:

Ihre personenbezogenen Daten werden unverzüglich vernichtet bzw. gelöscht, sobald und soweit 
sie zu den genannten Zwecken nicht mehr benötigt werden. Ausnahmen gelten nur im Rahmen 
bestehender gesetzlicher Aufbewahrungsfristen. 

V. Automatisierte Einzelfallentscheidung:

Wir treffen keine Entscheidungen rein automatisiert, vielmehr stets durch unsere Beschäftigten. Der 
Einsatz von IT-Technik dient dabei nur der Arbeitserleichterung. 

VI. Profiling/Profilbildung:

Ihre personenbezogenen Daten werden nicht dazu verwendet, automatisiert Profile über Sie hin-
sichtlich bestimmter persönlicher Merkmale zu erstellen. 

VII. Rechte der betroffenen Personen bei der Datenverarbeitung:

Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung haben Sie das Recht auf Auskunft über die Verarbei-
tung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten und ggf. ein Recht auf Berichtigung, Lö-
schung, Einschränkung der Verarbeitung, Datenübertragbarkeit und unter bestimmten Vorausset-
zungen auf Widerspruch. 
Beruht die Datenverarbeitung auf Ihrer Einwilligung, so haben Sie das Recht, die Einwilligung jeder-
zeit mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen. Ein eventueller Widerruf berührt nicht die Rechtmä-
ßigkeit der bis dahin durchgeführten Datenverarbeitung. 
Wegen weiterer Details siehe Artikel 7 und 15 ff. EU-Datenschutz-Grundverordnung sowie § 55 
Bundesdatenschutzgesetz neue Fassung“. 

VIII. Name und Anschrift des Verantwortlichen

Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt 
Am Propsthof 51 
53121 Bonn 

E- Mail: GDWS@wsv.bund.de

IX. Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten

Herr Jochen Hinz 
Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt, Standort Kiel 
Kiellinie 247 
24106 Kiel 

E-Mail: DSB.GDWS@wsv.bund.de

mailto:gdws@wsv.bund.de
mailto:dsb.gdws@wsv.bund.de
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X. Zuständige Aufsichtsbehörde:

Als betroffene Person haben Sie außerdem die Möglichkeit, sich erforderlichenfalls an die Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI), Husarenstraße 30, 53117 Bonn, 
Telefon + 49 (0)228 / 99 77 99 - 0, Telefax + 49 (0)228 / 99 77 99 - 550, www.bfdi.de zu wenden. 

http://www.bfdi.de/

	Leere Seite

	4: 
	a: Off
	b: Off
	c: Off

	5: 
	a: Off
	b: Off
	c: Off

	Antrag1: Off
	Antrag2: Off
	Antrag3: Off
	Straße und Hausnummer1: 
	Postleitzahl und Ort1: 
	Telefon: 
	E-Mail: 
	Kontoinhaber/in: 
	IBAN: 
	Name des Geldinstituts: 
	Name oder Firma: 
	Name: 
	Geburtsdatum: 
	Straße und Hausnummer2: 
	Postleitzahl und Ort2: 
	Ausbildung vom: 
	bis zum: 
	3: Off
	Datum: 
	Vorname/n1: 
	Vorname/n2: 


